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Fast schon im Wochentakt schlagen bei den
Unternehmen neue Regeln auf. Es kann schon
langst nicht mehr als EU-Bashing gelten, den
Regelungswahn der Briisseler Schreibtischak-
robaten als unmiBig zu kritisieren. Wir werfen
einen Blick in die Giftkiiche der Biirokratie.

Wo wiren wir ohne unsere Biirokraten? Man stelle sich
nur das nackte Chaos vor, wenn in den Schreibstuben
der Republik plotzlich die Stifte niedergelegt wiirden.
Wir wiren ganz schon aufgeschmissen: Wer verpasst
meinem Nachbarn einen gesalzenen Strafzettel, wenn
er wieder vor meiner Einfahrt parkt? Woher kommt
meine Pension, wenn niemand Buch tber meine ein-
gezahlten Beitrage gefiihrt hat? Wer sorgt dafir, dass
sich mein Arbeitgeber Gedanken tiber meine Sicher-
heit am Arbeitsplatz machen muss? Ja, Burokratie ist
tiber weite Strecken ein notwendiges Ubel, wenn man
in einem demokratischen Wohlfahrtsstaat leben will.
»Schnell und unbirokratisch®ist leicht dahingesagt. In
der Praxis stellen sich dann immer Gerechtigkeitsfra-
gen, fir die eben ein paar Paragrafen notig sind.

Doch wie heifst es so schon: Die Dosis macht das Gift.
Und vor allem hinter den abweisenden Fassaden der
Brisseler EU-Biirokratie brodeln die Giftkiichen auf
Hochtouren. Freilich, die EU ist ein Segen; auch fur
Osterreich. Ohne sie wiren wir alle armer. Doch in-
zwischen arbeiten in den 76 EU-Institutionen mehr als
60.000 Menschen. Pro Jahr schreiben sie mehr als 2.000
Rechtsakte (vgl. Abbildung 1). Vor allem die Durchfiih-
rungsverordnungen der Kommission und delegierte
Rechtsakte haben inzwischen ein gewaltiges AusmafS er-
reicht. Diese Instrumente wurden mit dem Vertrag von
Lissabon eingefiihrt. Damit sollten urspriinglich nur
kleinere technische Anpassungen oder Erginzungen
an bestehenden Rechtstexten vorgenommen werden
konnen, die dann vor allem die Kommission einfach
durchwinken kann. Doch diese nutzt die neuen Inst-
rumente exzessiv, was auch in Wien schon fiir Protest
gesorgt hat. So stehen wir im laufenden Jahr bereits bei
1.850 Rechtsakten. Und das Jahr hat noch zwei Monate.

Burokratieapparate schrumpfen nie von selbst, sondern
neigen zu Wachstum. Eine einmal gegebene Befugnis
wird niemals freiwillig zurtiickgegeben. Okonomen
wie Ludwig von Mises (1944) oder William Niskanen
(1971) haben sich mit diesem Phinomen schon vor
Jahrzehnten beschaftigt. An ihren Schliissen hat sich
bis heute nichts geandert: So wie Unternehmer ihren
Gewinn maximieren, maximieren Burokraten ihre

Budgets. Doch wahrend Unternehmer ihr Geschift nur
vergroflern kdnnen, wenn sie dafir Kunden finden, hat
der Birokrat dieses Problem nicht. Seine ., Kunden“ un-
terliegen einem gesetzlichen Konsumzwang. Ein Behor-
denleiter kann daher bei seinem Vorgesetzten immense
Budgetbedarfe anmelden. Da beide kein Interesse an
einem Bedeutungsverlust ihrer Ressorts haben, werden
sie sie systematisch immer grofler ausstatten, als sie sein
missten. In Osterreich haben wir zwar das Bundesfi-
nanzrahmengesetz, das Obergrenzen fir Budget- und
Personalplanung vorgibt. Doch erstens werden dort
eher fromme Wiinsche formuliert und zweitens gibt es
eben keinen echten Mechanismus nach unten.

Abb. 1: Birokratiemaschine EU

Biirokratiemaschine EU
— Anzahl der Rechtsakte der EU pro Jahr seit 2000
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Selbst der frischgebackene Wirtschaftsnobelpreistrager
Daron Acemoglu — bekanntlich ein ausgesprochener
Fan von Institutionen und ein Befiirworter tiefer Eingrif-
fe in die Markte, wenn sie nicht die Ergebnisse liefern,
die sie liefern sollten — ist sich dessen bewusst, dass grofSe
Burokratieapparate nicht nur den Samen fiir Korruption
saen (je mehr Burokraten, desto hoher die Wahrschein-
lichkeit, dass ein fauler Apfel dabei ist), sondern auch
auf ganz legale Weise zu Selbstbedienungsliden werden
und dabei Ressourcen verschwenden konnen. !

Der Ubergang von ,nervig” zu
~existenzbedrohend”

Doch allzu leicht verschwimmt das Wort ,,Biirokratie’
zum Sammelbegriff fur alle moglichen Frustrationen
gegentuber der Obrigkeit. Als Normalburger argert
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1 Acemoglu & Verdier (2000).
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man sich vielleicht tber den Steuerausgleich, die vol-
len Wartebereiche vor den Amtsstuben, tber die Tu-
cken der ID Austria, iber die brennenden Ringe, durch
die man zu springen hat, wenn man sich erdreistet,
eine staatliche Leistung in Anspruch zu nehmen, oder
die oft realitatsfremden Vorgaben der Behorden. Wer
einmal versucht hat, ein regelkonformes biometrisches
Passfoto von einem wenig kooperativen Neugebore-
nen zu erzeugen, weifd Bescheid.

So unangenehm und nervig das alles ist: Unsereins
atmet einmal kraftig durch und dann schafft man es
schon irgendwie. Doch bei den Unternehmern ist es
mit Atemiibungen und einer Tasse Kamillentee schon
langst nicht mehr getan. Die zunehmende Burokratie-
belastung erreicht fir die Wirtschaft allmahlich exis-
tenzbedrohende Ausmafle und lisst den heimischen
Wirtschaftsstandort erodieren. Da der Erfallungsauf
wand vor allem fir kleine und mittlere Unternehmen
(KMU) schwierig zu stemmen ist, ist die traditionell
kleinteilige osterreichische Wirtschaft besonders be-
troffen. Gewerbe und Handwerk melden schon heute,
dass fast sieben Prozent ihrer Personalkapazitit durch
Buirokratie gebunden sind; die Kosten belaufen sich
auf 4,3 Milliarden Euro jahrlich.? Einzelunternehmer
verbringen sogar rund 250 Stunden pro Jahr nur mit
Burokratie; das sind fast zwei Monate.

Doch es ist nicht nur die schiere Anzahl an Regeln
und Formularen. Der europaische Gesetzgeber sieht es
offenbar als seine Aufgabe an, die Welt zu einem bes-
seren Ort zu machen, hat dann aber entschieden, die-
se nicht gerade kleine Aufgabe schlankerhand an die
Unternehmen zu tbertragen. An ihnen putzt er sich
ab und lasst sie allein mit unsaglichen Berichtspflich-
ten, astronomischen Strafandrohungen und unschar-
fen Rechtsbegriffen. Ganz nach dem Motto: Wenn Thr
Geschiftspartner nicht nachhaltig produziert — und ob
er das tut, haben Sie selbst zu ermitteln —, dann bre-
chen Sie doch bitte einfach die Bezichung zu ihm ab.
So simpel stellt man sich das in Brissel vor. Bei Zuwi-
derhandlung macht man nicht einmal mehr Halt vor
einer Zivilhaftung der Unternehmen, die der europa-
ische Gesetzgeber gern an den Jahresumsatz koppelt.
Verstofle gegen die Lieferkettensorgfaltspflicht konnen
zum Beispiel finf Prozent des weltweiten Nettoumsat-
zes kosten; bei der Entwaldungsverordnung koénnen
vier Prozent des EU-weiten Umsatzes fallig werden.

2 Enichlmair & Proll (2024).

Wer heutzutage noch dumm genug ist, unternehme-
risch tatig zu sein, steht immer am Rande des Ruins.
Denn dass der Umsatz nicht das ist, was am Ende in
den Kassen der Unternehmen liegt und bei aufmip-
figem Verhalten eingezogen werden kann, scheint in
Brassel nicht ganz klar zu sein. Vielleicht ware ein Auf-
frischungskurs in Betriebswirtschaftslehre anzuraten.

Wir wollen diesen Paradigmenwechsel an fiunf Praxis-
beispielen deutlich machen und zeigen, dass es so nicht
weitergehen kann.

1. Die Lieferkettenrichtlinie

Die geheimen Traume der europiischen Globalisie-
rungsgegner sind endlich wahr geworden. Mit knapper
Mehrheit, unter Ausnutzung der tbelsten argumenta-
tiven Untergriffe (,Wer nicht dafir ist, ist fiir Kinderar-
beit“) und in gewohnt trautem Schulterschluss mit den
Gewerkschaften haben sie die Richtlinie 2024/1760 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024
siber die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick
auf Nachhaltigkeit und zur Anderung der Richtlinie (EU)
2019/1937 und der Verordnung (EU) 2023/2859 durch die
Institutionen gepeitscht.

Nun missen Unternehmen Verantwortung fir alles
tibernehmen, was in ihrer Lieferkette bis in die entle-
gensten Winkel der Erde passiert. Das Schliisselwort,
das in der Richtlinie satte 140-mal vorkommt, lautet
»Sorgfaltspflicht® Nein, ein Unternehmen muss nicht
garantieren konnen, dass der x-te Zulieferer in Indien
nach ILO-Normen arbeitet, aber er muss ,geeigne-
te Maffnahmen® ergreifen, um zu der hinreichenden
Uberzeugung zu gelangen, dass er es tut. Was also we-
der der europaische noch der indische Gesetzgeber
geschafft haben — namlich die dort weit verbreitete
Kinderarbeit zu beenden —, das obliegt jetzt der Sorg-
falespflicht européischer Unternehmen. Diese haben
nun zwei Optionen:

Option 1: Sie beauftragen Agenturen, die im Zuge der
CSRD-Berichterstattung? (siche unten) ohnehin wie
Pilze aus dem Boden geschossen sind. Die fahren dann
nach Indien und lassen die Zulieferer blumige Priven-
tionsaktionsplane unterschreiben. Was die indirekten
Zulieferer angeht, werden sich die Unternehmen ein-
fach an ihren direkten Zulieferern abputzen und ent-
sprechende Zusicherungen von ihnen verlangen; auch

3 CSRD = Corporate Sustainability Reporting Directive
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von Kleinunternehmen, die selbst von der Richtlinie
gar nicht erfasst sind. Ob der Sorgfaltspflicht damit Ge-
nuge getan ist, ist natirlich hochst fraglich. Gerichte
werden irgendwann dartiber entscheiden mussen. Wer
sich den enormen Strafandrohungen gar nicht erst aus-
setzen mochte, dem bleibt:

Option 2: Die Unternehmen suchen sich neue Zulie-
ferer in der EU. Es werden dann wohl nur die zweit-
besten Zulieferer sein, denn wiren sie die besten, dann
wire die Wahl von Anfang an auf sie gefallen. Ob das
den Papierkrieg mindert, weil die relevanten Leitlinien
kunftig berticksichtigen, dass die geografischen Risiko-
faktoren eines polnischen Zulieferers geringer sind als
die des indischen, wird sich zeigen mussen. Lachender
Dritter ist jedenfalls China. Die dortigen Unternehmen
werden die freigewordenen und nun noch billigeren
Produktionskapazititen in Indien nur zu gerne nutzen.

Beispiel: Kohlproduzent Koloman aus Karn-
ten. Er bezieht sein Saatgut von einem tirki-
schen Lieferanten und verkauft seine gesamte
Produktion an einen Einzelhandelskonzern in
Osterreich. Seine Firma ist als Eilnmannbetrieb
zwar nicht grof genug, um unter die Lieferket-
tenrichtlinie zu fallen. Der Einzelhandelskon-
zern aber schon. Er wird von Koloman eine
umfassende Mitwirkung verlangen miissen,
um vor allem dem tiirkischen Saatgutlieferan-
ten auf die Finger zu schauen. Aber Koloman
macht sich mit Blick in die Richtlinie keine
Sorgen. Darin heifdt es: ,Unternehmen, deren
Geschaftspartner KMU sind, werden auch er-
mutigt, diese bei der Erfillung der Sorgfalts-
pflichten zu unterstiitzen [...]" Sehr ermuti-
gend, nicht? In Artikel 10 (2e) werden dann
sogar vergunstigte Kredite fiir KMU angekiin-
digt, falls der Praventionsaktionsplan die Trag-
fahigkeit des KMU gefahrden wiirde. Ja, richtig
gelesen: Koloman darf sich verschulden, um die
geeigneten Maflnahmen umzusetzen, die der
Einzelhandelskonzern von ihm verlangt. Sage
noch einer, es wurde nicht an alles gedacht.

Dass das Ganze in der nationalen Umsetzung nicht so
heif§ gegessen wird, wie es gekocht wurde, ist nicht un-
bedingt zu erwarten. Im Wahlprogramm der Griinen
steht zum Beispiel ausdriicklich, dass sie sogar tber
die Mindestanforderungen der EU hinausgehen wiir-
den (Stichwort: ,,Gold Plating®). Die osterreichischen
Griinen stellen sich also sogar noch auf die FulSspit-
zen, um an die ganz oberen Schubladen des Biiro-
kratie-Giftschranks heranzukommen. Die Griinen in
Deutschland sehen das tibrigens ganz anders. Dort gibt
es schon ein nationales Lieferkettengesetz, an dem der
grine Wirtschaftsminister Robert Habeck so gar keine
Freude mehr hat. Er wiirde am liebsten ,die Ketten-
sige anwerfen und das ganze Ding wegbolzen® Auch
Bundeskanzler Olaf Scholz stimmte ein und versprach
jungst beim Arbeitgebertag in Berlin: ,Das kommt
weg: Doch beide werden die EU-Richtlinie natiirlich
trotzdem umsetzen missen. Fir die Unternehmen
kann eine mogliche Aussetzung des deutschen Liefer-
kettengesetzes bestenfalls eine Atempause sein.

2. Die Entwaldungsverordnung (EUDR)

In eine ganz ahnliche Kerbe schlagt die Verordnung
(EU) 2023/1115 des Europdischen Parlaments und des Ra-
tes vom 31. Mai 2023 iiber die Bereitstellung bestimmter
Robstoffe und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Wald-
schadigung in Verbindung steben, auf dem Unionsmarkt
und ihre Ausfubr aus der Union sowie zur Aufbebung der
Verordnung (EU) Nr. 995/2010. Kurz gesagt verlangt
sie von Unternehmen den Nachweis, dass bestimm-
te Produkte — zum Beispiel Holz, Papier, Kaffee oder
Rindfleisch — nicht an Orten erzeugt wurden, an denen
am 31. Dezember 2020 noch ein Wald war, nun aber
keiner mehr ist. Der Nachweis ist mithilfe von Geo-
lokalisierung der Produktionsstandorte zu erbringen.
Bestechen Zweifel, muss das Unternehmen mit seinen
Lieferanten in Kontakt treten und einen Plan ausarbei-
ten. Auch hier trifft die Unternehmen also wieder eine
»Sorgfaltspflicht® die in Berichtsform zu giefen ist. Ob
die gesetzten Maffnahmen spiter von einem Gericht
als tauglich angesehen werden, bleibt nur zu hoffen.
Sollte es namlich zum Schluss kommen, dass Sie nicht
sorgfiltig genug waren, diirfen Sie empfindliche Stra-
fen zahlen und konnen mehr oder weniger von der
weiteren Teilnahme am Wirtschaftsleben ausgeschlos-
sen werden. Auf KMU wird dabei nur wenig Rucksicht
genommen. Nach einer kurzen Schonfrist kommen
auch auf sie umfassende Pflichten zu.


https://www.merkur.de/wirtschaft/robert-habeck-lieferkettengesetz-ampel-koalition-aerger-wut-kritik-kettensaege-wirtschaft-zr-93335926.htm
https://www.merkur.de/wirtschaft/robert-habeck-lieferkettengesetz-ampel-koalition-aerger-wut-kritik-kettensaege-wirtschaft-zr-93335926.htm
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/lieferkettengesetz-kommt-weg-scholz-csddd-lieferketten
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/lieferkettengesetz-kommt-weg-scholz-csddd-lieferketten
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Beispiel: Tischlerin Tina aus Tirol. Tina fer-
tigt in ihrem Betrieb Produkte aus Holz, das
sie nicht vom anderen Ende der Welt holt,
sondern lokal von oOsterreichischen Lieferan-
ten bekommt. Der heimische Wald sollte die
Sache eigentlich vereinfachen. Schlieflich fin-
det in Osterreich keine Entwaldung statt; die
heimischen Walder sind gesetzlich geschiitzt
und wachsen seit Jahrzehnten prachtig (vgl.
Abbildung 2). Daher wiirde Tina sich gerne auf
Artikel 13 berufen, der eine vereinfachte Sorg-
falespflicht fir Linder mit geringem Risiko vor-
siecht. Sie musste dann nur noch nachweisen,
dass keine Gefahr der Vermischung mit Hol-
zern aus Landern mit hoherem Entwaldungs-
risiko besteht. Doch ach: Artikel 29 (2) stuft
alle Lander der Erde unter ,,normales Risiko“
ein; auch Osterreich. Eine Liste mit Lindern
mit geringem Risiko wurde zwar angekindigt,
doch leider scheint den Brusseler Burokraten
ihre eigene Birokratie tiber den Kopf zu wach-
sen. Die Liste kommt dieses Jahr wohl nicht
mehr. Tina wird daher bei ihrem oOsterreichi-
schen Holz genauso kritisch sein missen, als
wirde sie Edelholzer aus Nicaragua beziehen.
Dass sie das ohne die Hilfe einer spezialisierten
Agentur rechtssicher hinbekommt, ist ausge-
schlossen.

Abb. 2: Waldflache in Osterreich
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Die Jahre die Mitte der jeweiligen Waldinventurzeitraume.

Spanplattenproduzent Jens Span konnen wir
an dieser Stelle ubrigens nicht mehr nach
seiner Meinung fragen. Einen Tag nachdem
er von der Entwaldungsverordnung erfahren
hat, hat er seine Firma entnervt zugesperrt
und seine Mitarbeiter nach Hause geschicke.
Er verbringt nun seinen Lebensabend auf den
Seychellen. Er hatte seine Spanplatten aus Rest-
holz gefertigt, das bei allen moglichen Produk-
tionstatigkeiten anfallt und in groen Mengen
von uberallher angeliefert wurde. Nicht nur
hatten die Herkunftsnachweise ganze Riaume
gefullt; er hitte die Sorgfaltspflichterklarungen
seiner Lieferanten auch prifen und eine eige-
ne abgeben miissen. Wire bei einer Kontrolle
aufgefallen, dass ein Span nicht zu seinem Her-
kunftsort zuriickverfolgt werden kann, hatte
ein Gericht jederzeit zu dem Schluss kommen
konnen, dass er seine Sorgfaltspflicht verletzt
hat. Maffnahmen zur Risikominderung in ei-
nem Ausmaf$, das Jens nachts hatte ruhig schla-
fen lassen, waren bei der schieren Masse an Zu-
lieferern fir thn undurchfihrbar gewesen.

Dass wir von der Agenda Austria das Ganze fir eine
dumme Idee halten, ist wohl kaum uberraschend. Wir
hassen die Umwelt und werden erst ruhen, wenn auch
die letzte Rotfichte auf dem Altar der Profitmaximie-
rung geopfert wurde und Osterreich endlich die ge-
schlossene Betonfliche ist, von der wir schon immer
getraumt haben. Doch wenn inzwischen selbst griine
Umweltminister — ja, bezeichnenderweise sind es wie-
der die deutschen Griinen — die Entwaldungsverord-
nung aufschieben wollen,dann muss das ja schon etwas
heilen. Inzwischen ist sogar ein Erfolg zu vermelden:
Auch auf Drangen der deutschen und 6sterreichischen
Bundesregierung wird die Entwaldungsverordnung
nun tatsichlich um ein Jahr verschoben. Dabei hat-
ten beide noch im Mai 2023 im Europaischen Rat mit
Pauken und Trompeten daftr gestimmt; wohl, weil sie
geglaubt hatten, die Liste der Lander mit geringem Ri-
siko wiirde rechtzeitig kommen und Deutschland und
Osterreich stiinden dann auch darauf.



https://www.handelsblatt.com/dpa/naturschutz-oezdemir-verlangt-aufschub-der-eu-entwaldungsverordnung/30006086.html
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3. Die ,Wesentlichkeitsanalyse”

Das Wesentliche vom Unwesentlichen zu unterscheiden
— das sollte bis hierher schon klar geworden sein — ist
nicht unbedingt die Kernkompetenz der Brusseler Biiro-
kraten. Was sie dagegen gut konnen, ist Verantwortung
auf die Wirtschaft abzuwilzen. Und da sie zwar immer
umfangreichere Nachhaltigkeitsberichte mochten, aber
selbst nicht so genau wissen, was darin tiberhaupt stehen
soll, lassen sie die Unternehmen selbst entscheiden, wor-
tiber sie berichten wollen. Nachlesen lasst sich das in der
CSRD-Richtlinie: EU-Richtlinie 2022/2464 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richt-
linten 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsicht-
lich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen.

Wer einmal als Stakeholder an einer ,,doppelten We-
sentlichkeitsanalyse® eines Unternehmens teilge-
nommen hat, dirfte die Last der Welt deutlich auf
seinen Schultern gespurt haben. Anders als bisher in
der nichtfinanziellen Berichterstattung europaischer
Unternehmen wird namlich nicht mehr die ,,Outsi-
de-in“-Perspektive betont, die jeder vorausschauende
Unternehmer ohnehin mitbedenken sollte. Zumindest
im Hinterkopf muss er sich stets die Frage stellen: Hat
es einen Einfluss auf mein Geschaft, wenn der Meer-
esspiegel steigt oder die Menschenrechtslage in Fern-
ost sich verschlechtert? Nun geht es jedoch viel stiarker
um die ,,Inside-out“-Perspektive: Bin ich selbst fiir den
Klimawandel und die Menschenrechtslage in Fernost
mitverantwortlich und was kann ich dagegen tun?

Nun wird wohl kein Unternehmen offentlichkeitswirk-
sam schreiben: Ja, wir zerstoren die Erde, denn unsere
Aktionare wollen es so. Der Ausweg aus diesem Dilem-
ma ist die Wesentlichkeitsanalyse: Unternehmen laden
eine breite Gruppe von Personen (Mitarbeiter, Kunden,
Lieferanten, weitere Stakeholder oder externe Experten)
ein und beratschlagen mit ithnen, in welchen Bereichen
ihre Tatigkeiten ihrer Meinung nach problematisch sind
und wo man tatsachlich etwas dndern konnte und sollte.
Doch keine Angst vor unerwarteten Ergebnissen: Wenn
Sie ,Wesentlichkeitsanalyse® in den Google-Suchschlitz
eintippen, dann finden Sie seitenweise Agenturen, die
nur darauf spezialisiert sind, diese Diskurse so zu mo-
derieren, dass die wahren Probleme im Nachhaltig-
keitsbericht bestenfalls im Kleingedruckten auftauchen
mussen. Ihre Grafikagentur wird das Ganze mit ein paar
grinen Blattern und lachenden Kinderaugen garnieren
und fertig ist das Greenwashing. Leider kostet der ganze
Aufwand jedes Jahr eine Stange Geld. Am Ende brau-

chen Sie namlich auch noch einen Wirtschaftspriifer,
der Thnen das Machwerk abnimmt. Und fir die Hun-
derten Kennzahlen, die Sie jedes Jahr erheben mdssen,
stellen Sie lieber gleich eine ganze Abteilung ihrer bes-
ten Leute ab. Sie haben immerhin Berichte zu schreiben,
die dicker sein konnen als Thre Geschaftsberichte.

Beispiel: Ein rein fiktives Mineral6lunterneh-
men in Osterreich, nennen wir es VMO. Die
VMO fordert iber 300.000 Fasser Ol pro Tag.
Und als ob das nicht schlimm genug ware, ist
es den Launen der Geologie zu verdanken,
dass die Olvorkommen oft auch noch unter
Liandern liegen, die es mit Demokratie und
Menschenrechten nicht allzu genau nehmen.
Reichlich Ziindstoff also fiir einen Nachhaltig-
keitsbericht. Nun ware es etwas merkwiirdig,
einer Olfirma vorzuwerfen, dass sie nach Ol
bohrt. Immerhin verlangen die Kunden gierig
danach. Doch Hand aufs Herz: Man munkelt,
dass ein gewisser Zusammenhang zwischen
dem Verbrennen von Kohlenwasserstoffen
und der weltweiten Klimaerwarmung besteht.
Doch dass die VMO nur 0,2 Prozent ihres Um-
satzes ,taxonomiekonform® (dazu spater mehr)
erwirtschaftet, merkt man dem Nachhaltig-
keitsbericht 2023 kaum an. Vom Titelblatt la-
cheln eine Frau und ein Mann in fabrikneuer
Arbeitskleidung neben einem Windrad und
einer Geothermie-Anlage.

Doch man tate der VMO tatsachlich unrecht,
wirde man sie des Greenwashings bezichti-
gen. Natirlich weiff das Unternechmen, dass
Mineral6l nicht die Zukunft ist und inves-
tiert seit Jahren massiv in seine anderen Ge-
schaftsfelder. Daftir braucht es aber die CS-
RD-Richtlinie iberhaupt nicht; dafir reicht
die Outside-in-Perspektive vollkommen aus!
Der europiische Emissionszertifikatehandel
sorgt dafiir, dass die VMO moglichst bald aus
dem Ol aussteigen will und muss. Zwar hat
sie in diesem System lange kostenfreie Zerti-
fikate erhalten, doch schon bald wird es auch
fir sie richtig teuer. Dass die EU glaubt, eine
sinn- und wirkungsvolle Sache wie den Emissi-
onszertifikatehandel um ein weitgehend nutz-
loses, aber teures Berichtswesen erweitern zu
mussen, lasst vermuten, dass in Brissel die eine
Hand nicht weif3, was die andere tut.
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Das zeigt auch ...

... 4. Die Taxonomieverordnung

Es ist ja schon etwas witzig: Da dirfen die Unterneh-
men im Zuge ihrer CSRD-Berichterstattung (siehe
oben) tiber weite Strecken selbst entscheiden, wortiber
sie gerne berichten wiirden, und man lisst sie Hoch-
glanzbroschiiren produzieren, in denen selbst die VMO
wie ein Waldkindergarten aussieht. Und dann kommt
derselbe Gesetzgeber doch wieder mit tberraschend
prazisen Vorgaben daher. Zum Beispiel in Form der
Taxonomieverordnung: EU-Verordnung 2020/852 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020
tiber die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung
nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verord-
nung (EU) 2019/2088.

Die Verordnung will Investitionen in Projekte len-
ken, die nach ihrer Auffassung nachhaltig sind. Daftr
schafft sie ein Klassifikationssystem. Was nachhaltig ist
und was nicht, war aber immer Gegenstand heftiger
Diskussionen. Die Franzosen haben zum Beispiel bei
Atombkraft ein ganz gutes Gefiihl. Die Deutschen nicht;
sie brauchen wiederum dringend Erdgas als Briicken-
technologie. Also wurden Gas und Atomkraft in den
Text hineinreklamiert. Grofe Unternehmen mdussen
nun tber ihre Taxonomiekonformitit — mal wieder —
Berichte schreiben; wer nicht konform ist, muss Nach-
teile bei Finanzierungen befiirchten. Da namlich auch
Banken in ihrem Kreditportfolio kinftig auf Nachhal-
tigkeit schauen mussen, werden sie irgendwann keine
Kredite mehr an renitente Unternechmen vergeben
wollen, die ihnen die Nachhaltigkeitsbilanz verhageln.

Beispiel: Zusteller Zacharias aus Zwettl. Za-
charias fiihrt einen Logistikbetrieb mit tber
250 Mitarbeitern und einem Jahresumsatz von
mehr als 50 Millionen Euro. Daher hat die
Taxonomieverordnung fir ihn Gultigkeit. Weil
ihm die Umwelt aber auch so am Herzen liegt,
hat er seine Kurierfahrzeuge schon vor Jahren
gegen klimafreundliche Elektrofahrzeuge aus-
getauscht. Und weil der letzte harte Winter im
Waldviertel schon ein paar Jahre zuruckliegt,
hat er sich nichts Boses dabei gedacht, als er
seine Flotte mit Ganzjahresreifen ausstattete.
Ein schwerer Fehler.

Denn die Taxonomieverordnung sieht je einen
Satz Winter- und Sommerreifen dem Ganz-
jahresreifen hinsichtlich Rollgerausch und
Kraftstofteffizienz als tberlegen an. Fassungs-
los erkennt Zacharias, dass seine Elektroflotte
nun zwar als taxonomiefahig, aber nicht als
taxonomiekonform eingestuft werden kann.

Wie jedes andere Unternehmen hat Zacharias
nun kaum eine Wahl. Er konnte die Panne
zwar einfach weglacheln; schlieflich sind die
E-Fahrzeuge trotz der sindhaften Bereifung
immer noch viel leiser und effizienter als ihre
fossilen Kollegen. Doch seine Bank wird ihn
bald kritisch beaugen, wenn er die Sache nicht
in den Griff bekommt. Und auch Kunden und
Lieferanten schauen bei der Lektire seiner
Nachhaltigkeitsberichte schon komisch. Also
greift Zacharias tief in die Tasche, bestellt neue
Pneus und schickt ab sofort die gesamte Flot-
te zweimal im Jahr zum Reifenwechsel in die
Werkstatt.

Sie finden diese Geschichte reichlich konstruiert? Irr-
tum. Sie hat sich genauso zugetragen. Sie miissen nur
fir Zacharias die Osterreichische Post einsetzen. Der
Spaf8 kostet die Post einen Millionenbetrag. Auf wel-
chem Meeresgrund die fast 6.000 Ganzjahresreifen der-
einst liegen werden, ist noch nicht bekannt.

Beispiel 5: Die Lohntransparenzrichtlinie

Doch Zacharias fiirchtet sich vor noch weiteren Biiro-
kratiemonstern. Schon bald hat er Rede und Antwort
zu stehen, wie er seine Beschaftigten bezahlt. Was tra-
ditionell im berechtigten Interesse der Arbeitgeber im
Unklaren blieb und bestenfalls Gegenstand halblau-
ter Spekulationen an der Kaffeemaschine war, muss
nun unter den neugierigen Blicken der Offentlichkeit
ausgebreitet werden. Daftr sorgt die EU-Richtlinie
2023/970 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
10. Mai 2023 zur Starkung der Anwendung des Grundsat-
zes des gleichen Entgelts fiir Mdnner und Frauen bei glei-
cher oder gleichwertiger Arbeit durch Entgelttransparenz
und Durchsetzungsmechanismen. Sie verlangt, dass Un-
ternehmen ihre Entgeltstrukturen offenlegen. Sie ms-
sen also wieder einmal Berichte tippen. Sie haben da-
rin geschlechtsspezifische Lohngefille darzulegen und
Mafinahmen zu ihrer Verringerung zu ergreifen (und
dariiber zu berichten), wenn Frauen durchschnittlich


https://www.post.at/ir/c/nachhaltigkeitsberichte
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um mindestens funf Prozent weniger verdienen als
Minner in vergleichbaren Tatigkeiten. Fiir die Beschaf-
tigten gibt es auflerdem umfassende Auskunftsrechte.
Fuir Osterreich, wo 98 Prozent der Beschaftigten nach
Kollektivvertragen entlohnt werden, die geschlechtsbe-
zogene Unterschiede selbstverstandlich verbieten, ist so
eine Maffnahme natirlich genauso tiberdimensioniert
wie eine Entwaldungsverordnung in einem Land, in
dem die Wailder bereits per Gesetz geschiitzt sind. Was
kommt als Nichstes? Winterreifenpflicht in der Sahara?

Als Motivation fur die Lohntransparenzrichtlinie wird
der Gender Pay Gap herangezogen, der die Lohnltcke
zwischen Minnern und Frauen misst. Sie liegt in Oster-
reich laut Statistik Austria bei 18,4 Prozent und damit
hoher als in den meisten anderen EU-Landern. Diese
Zahl zeigt, dass Frauen und Manner hierzulande in
unterschiedlichen Arbeitsmarkten unterwegs zu sein
scheinen. Frauen sind zum Beispiel hiufiger in Bran-
chen anzutreffen, in denen chronisch schlecht bezahlt
wird. Ein Blick in die Lehrlingsstatistik der WKO zeigt,
dass das auf absehbare Zeit auch so bleiben wird: * Die
drei beliebtesten Lehrberufe der Miadchen sind Einzel-
handelskauffrau, Biirokauffrau und Friseurin. Uber ein
Drittel der Burschen wollen hingegen gerne Elektro-
techniker, Metalltechniker oder Kraftfahrzeugtechni-
ker werden. Der Gehaltskompass des AMS zeigt, dass
viele der Madchen in ihren Berufen tber Bruttoein-
stiegsgehalter von 2.000 Euro pro Monat kaum hinaus-
kommen werden; die meisten Burschen landen sofort
bei 2.500 Euro und mehr.

Abb. 3: Lohnliicke zwischen Mdnnern und Frauen

Lohnliicke zwischen Mannern und Frauen

— bereinigter und unbereinigter Gender Pay Gap in Osterreich, in Prozent
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Anmerkung: Beim unbereinigten Gender Pay Gap werden Durchschnittslohne von
Ménnern und Frauen verglichen. Der bereinigte Gender Pay Gap beriicksichtigt
Merkmale, die eine unterschiedliche Bezahlung erkléren, z.B. durch Unterschiede in
Branche, Beruf, Qualifikation, Alter usw.

4 Vgl. Wirtschaftskammer Osterreich (2024).

Was dndert die Lohntransparenzrichtlinie daran?
Richtig: Gar nichts. Das relevante Lohngefille, tber
das berichtet werden soll, ist ja nur das bei ,gleicher
oder gleichwertiger Arbeit® Es geht also vielmehr um
den bereinigten Gender Pay Gap, der Unterschiede bei
Qualifikation, Branche, Alter usw. berticksichtigt und
dadurch Frauen und Mainner miteinander vergleicht,
die auch tatsachlich vergleichbar sind. Dieser bereinig-
te Gender Pay Gap ist auch in Osterreich viel niedriger.
Das Wirtschaftsforschungsinstitut WIFO* beziffert ihn
auf 6,4 Prozent (siche Abbildung 3). Ziemlich nah also
am Ziel von finf Prozent, das nun per Gesetz durchge-
peitscht werden soll.

Jedes Jahr am Equal Pay Day wollen uns Gewerkschaften
und Arbeiterkammer tbrigens einreden, der bereinigte
Gender Pay Gap sei ja lediglich eine Schonrechnung
im Auftrag irgendwelcher misogyner Firmenbosse, die
Frauen als billige Arbeitskrifte brauchen. Das ist natiir-
lich nur die Gibliche Wissenschaftsskepsis der vermeint-
lichen Arbeitnehmervertreter. Sie taten gut daran, die
Wirtschaftsnobelpreistragerin von 2023, Claudia Gol-
din, zu lesen, die grofSe Teile ihres Berufslebens den Fa-
cetten des Gender Pay Gaps gewidmet hat. ¢

Beispiel: PR-Managerin Pia aus Pinkafeld. Sie
beschaftigt 30 Leute und bezahlt sie nach dem
Kollektivvertrag ,Werbung und Marktkommu-
nikation Mit etwas Gliuck wird Lohntrans-
parenz fir sie gar kein Thema sein; doch die
Richtlinie stellt es den nationalen Regierungen
frei, auch fur kleine Unternehmen mit weniger
als 50 Beschiftigten Berichtspflichten zu erlas-
sen. Ein bisschen Gold Plating zugunsten der
Arbeitnehmer ist schlieflich immer gern gese-
hen. Die Arbeiterkammer hat schon verlauten
lassen, dass sie die Grenze bei 25 Beschiftigten
einziechen wiirde. Wenn Pia Pech hat, dann
wird sie also demnachst alle drei Jahre einen
Lohntransparenzbericht anfertigen missen, in
dem die geschlechtsspezifischen Entgeltgefalle
(auch fur erganzende und variable Bestandtei-
le) dargelegt und begriindet werden mussen.

Nehmen wir an, sie beschiftigt in der Grafikab-
teilung zwei fast identische Arbeitskrafte, die
Zwillinge Paul und Paula.

5 Boheim et al. (2023).
6 Vgl.z.B. Goldin (2024).
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Paul erhalt ein Jobangebot einer anderen Firma,
bei der er zehn Prozent mehr verdienen wirde.
Also klopft er an Pias Biirotir und will seine
Spielraume ausloten. Pia kann aber nur die
Hinde heben: Sie darf Paul lediglich fiinf Pro-
zent mehr zahlen als Paula. Nicht zehn. Tut sie
es doch und kann es nicht im Sinne der Lohn-
transparenzrichtlinie begriinden, droht ihr Ar-
tikel 23 mit ,,abschreckenden Sanktionen® Die
EU macht keine halben Sachen; sie formuliert
einen Rechtstext gegen Diskriminierung am
Arbeitsplatz wie eine Atomwaffendoktrin. Pia
kann Paul also nur dann zehn Prozent geben,
wenn sie die Lohnltcke zu Paula bei unter funf
Prozent hilt. Sonst konnte Paula vor Gericht
zichen. Und das ware fir Pia eine haarige An-
gelegenheit. Unter Ruckgrift auf die Gleich-
behandlungsrichtlinie, die eine Ungleichbe-
handlung von Mann und Frau ohnehin schon
verbietet, wird namlich die Beweislast umge-
dreht: Nicht Paula muss beweisen, dass sie dis-
kriminiert wird; Pia misste beweisen, dass dem
nicht so ist. Dass Paul ein alternatives Jobange-
bot hat und sie ihn ohne die Gehaltserh6hung
nicht halten kann, dirfte sie wohl nur mit grog-
ten Schwierigkeiten als objektive Begrindung
durchbekommen. Objektiv sind gemaf§ Richt-
linie namlich vor allem Kompetenz, Belastung,
Verantwortung und Arbeitsbedingungen; wei-
tere Kriterien sind es nur ,gegebenenfalls® Dass
Angebot und Nachfrage die Preise bestimmen
— auch die fir den Faktor Arbeit — ist in der Le-
bensrealitit von Biirokraten, deren Lohne der
Fantasie anderer Burokraten entspringen, wohl
nicht vorgesehen.

Ko6nnte Pia die arme Paula einfach rausschmei-
Ben, damit sie Paul mehr zahlen kann? Ein
heikles Unterfangen. Einen Anwalt wird Pia so
oder so brauchen. Bei der Gelegenheit kann sie
auch gleich eine Personalagentur buchen, die
ihr aber die rechtlichen Fallstricke der Lohn-
transparenzrichtlinie hinweghilft. Oder sie
besucht selbst eine der neuen Schulungen, die
Artikel 11 allen Ernstes fordert, ,,um die Ein-
haltung der in dieser Richtlinie festgelegten
Verpflichtungen zu erleichtern® Zeit hat sie ja
sicher reichlich.

Letzter Ausweg: Afuera!’

Wie gesagt: So kann es eigentlich nicht weitergehen.
Wird es aber, da es keinen wirksamen Mechanismus
gibt, der den Biirokratieapparat immer wieder auf ein
angemessenes Maf zurtickstutzt. Oder doch?

Seit dem_legendaren Auftritt des damaligen argenti-
nischen Prasidentschaftskandidaten Javier Milei ist
wAfuera!“der Schlachtruf aller, die den Staat als den Le-
viathan begreifen, als den ihn der britische Philosoph
Thomas Hobbes 1651 einst beschrieb. Als das uber-
machtige, alles verschlingende Ungeheuer, auf das auch
in jungerer Zeit die Okonomen Geoffrey Brennan und
der Nobelpreistrager James Buchanan Bezug nahmen
und dariber nachdachten, wie man den Leviathan dar-
an hindern kann, immer grofere Teile der Wirtschafts-
leistung fiir sich zu beanspruchen. ®

Aber wiare ,,Afuera!® nicht zu extrem? Wenn die Taxo-
nomieverordnung und die CSRD-Richtlinie plotzlich
weg waren, wirden sich die Unternehmen dann noch
um Nachhaltigkeit bemthen? Wiirde man die Liefer-
kettenrichtlinie einfach ,wegbolzen®, was wiirde dann
aus den Kindern in Indien? Sollte die Entwaldungs-
verordnung nun gar nicht mehr kommen, was wiirde
dann aus den brasilianischen Regenwialdern? Und wa-
ren Frauen fir immer zu prekarer Arbeit verdammt,
wenn die Lohntransparenzrichtlinie nicht kime?

Die ehrliche Antwort ist: Nein, es ware nicht zu ext-
rem. Die Option , Kettensige“ muss klar auf den Tisch.
Anders lasst sich das Versprechen der EU-Kommission,
die Berichtspflichten um 25 Prozent zu senken, uber-
haupt nicht umsetzen. Eine kleine Abschwachung hier,
eine groflziigige Ausnahme dort: Uber diesen Punkt
sind wir langst hinaus. Und es ist ja nicht so, dass viele
der Dinge, die nun geregelt werden sollen, nicht langst
geregelt wiren. Es bricht zum Beispiel nicht der Wilde
Westen aus, wenn die Lohntransparenzrichtlinie nicht
kommt, weil eine ganze Reihe von Gleichbehand-
lungsrichtlinien schon seit Jahren in nationales Recht
umgesetzt wurden. Die Unternehmen wiirden auch
nicht ihre Nachhaltigkeitsbemithungen fallenlassen,
nur weil sie nicht mehr dariber berichten missen. Es
gibt schlieflich noch tonnenweise Umweltvorgaben
und den Emissionszertifikatehandel, der die Unterneh-
men zu Maffnahmen motiviert, die wirksamer sind als
das Schreiben blumiger Berichte.

7" Aus dem Spanischen in etwa: Hinaus! Weg damit!
8 Brennan & Buchanan (1980).
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Natiirlich sind Umwelt- und Sozialstandards wichtig.
Die Ziele der Regelwerke — gut moglich, dass das oben
etwas untergegangen ist — teilt jeder Mensch, in dem
ein Herz schlagt. Auch wir. Doch wenn Maffnahmen
derart unadministrierbar sind, dass die EU-Institutio-
nen offensichtlich selbst damit iberfordert sind (siche
Entwaldungsverordnung), dann sollte man das Un-
mogliche auch von den Unternehmen nicht verlangen.
Dass die Gefahr der Uberforderung fiir die Wirtschaft
sehr real ist, scheint ja selbst den Autoren der Rechtsak-
te bewusst zu sein; sonst wiirden sie keine Schulungen
und Kredite zu ihrer Bewaltigung vorschlagen. Und ob
die Mafinahmen geeignet sind, die begriffenswerten
Ziele zu erreichen, ist auch noch zu bezweifeln.

Dass man sich in den dystopischen Ungetiimen aus
Metall und Glas, die bezeichnenderweise die Archi-
tektur des Brusseler Europaviertels bestimmen, prach-
tig von der Auflenwelt abschirmen und sich wie das
Zentrum des Universums vorkommen kann, aus dem
die Geschicke der Welt gelenkt werden konnen und
mussen, ist nur allzu verstandlich. Doch offensichtlich
sollten auch wir Europaer von Zeit zu Zeit...

... Uiber die eigene Nasenspitze hinausdenken:
Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache: Die EU
ist schon langst kein wirtschaftliches Schwergewicht
mehr. Demografisch und 6konomisch spielt die Musik
inzwischen in Asien; die EU und die USA sind auf dem
absteigenden Ast (vgl. Abbildung 4).

Abb. 4: Abstieg der EU

Die EU auf dem Weg in die Bedeutungslosigkeit

— Anteil am weltweiten Bruttoinlandsprodukt, in Prozent (kaufkraftbereinigt)
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Kein Mensch interessiert sich mehr fiir europaische Welt-
verbesserungsambitionen. Schon bald werden Produkte
nicht mehr fir den Westen, sondern vor allem fiir den
asiatischen Markt produziert. Auch die Industriestan-
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dards werden dann dort gemacht. Wir werden froh sein
mussen, wenn sich in Shanghai noch jemand der Miihe
unterzieht, wenigstens die Gebrauchsanweisungen in
eine hierzulande verstindliche Sprache zu tbersetzen.
Fir den Planeten muss das tbrigens keine schlechte
Sache sein: Die chinesische Abgasnorm China 6b wird
strenger sein, als es Euro 7 wohl je sein wird, nachdem
die europaische Autolobby ihren Einfluss umfangreich
geltend gemacht hat. Es tite uns also gelegentlich gut,
von unserem hohen Ross herunterzusteigen.

Und nebenbei bemerkt: Die EU hat ja nicht einmal
ihren eigenen Laden im Griff. Die Hilfte der Mitglied-
staaten hat Offentliche Schuldenberge angehiuft, die
mit den Maastricht-Regeln nicht mehr kompatibel
sind. Die Drei-Prozent-Defizithiirde wurde seit Einfiih-
rung des Euro satte 160-mal gerissen. Auch die Dub-
lin-Verordnung ist nur noch eine leere Hille. Und weil
ihnen die Regierungen in den europaischen Haupt-
stadten ja doch nur auf der Nase herumtanzen, haben
sich die Brisseler Biirokraten nun die Unternehmen
vorgenommen. Dabei sollten sie sich lieber...

... auf Mechanismen konzentrieren, die
wirklich einen Unterschied machen:

Wenn wir fur das Gute in die Welt hineinwirken wol-
len, dann sollten wir die richtigen Mechanismen wah-
len. Eine Liste mit entwaldungsgefihrdeten Lindern,
die auch nachhaltige Produzenten unter Generalver-
dacht stellt und ihnen den Export ihrer Giter nach
Europa erschwert, dirfte wohl kaum dazuzédhlen. Ein
Lieferkettengesetz, das Unternehmen in Schwellenlan-
dern an die Chinesen ausliefert, auch nicht. Doch kli-
mapolitisch besteht gute Hoffnung, dass wir den rich-
tigen Mechanismus gefunden haben: Der oben schon
erwahnte Emissionszertifikatehandel steht tiberall auf
der Welt hoch im Kurs. China hat ihn bereits kopiert,
Brasilien kommt bald dazu, ja sogar Milei hat in Ar-
gentinien schon damit geliebaugelt. Ein Grund fur die
weltweite Begeisterung ist der europaische CO,-Gren-
zausgleichsmechanismus (CBAM). Mit ihm motivie-
ren wir alle, die mit uns Handel treiben wollen, eine
Form der CO,-Bepreisung einzufithren, um bei uns
keine Ausgleichszolle zahlen zu missen. Ehrlicherwei-
se sorgt auch der CBAM fiir burokratische Mehrbelas-
tungen fir importierende Unternehmen. Doch dafir
dirfte er immerhin wirken. Die Voraussetzung ist aber,
dass wir als Handelspartner auch in Zukunft wichtig
genug bleiben (siche noch einmal Abbildung 4).


https://www.agenda-austria.at/grafiken/wie-oft-die-eu-lander-auf-maastricht-pfeifen/
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Ahnliche Handelsinstrumente sind auch fur viele
andere Aspekte denkbar. Das Allgemeine Zoll- und
Handelsabkommen GATT bietet durchaus rechtliche
Grundlagen, um die Einfuhr von Gitern aus Lindern
zu erschweren, deren Regierungen sich Wettbewerbs-
vorteile davon versprechen, dass sie die Menschenrech-
te mit Fiflen treten, nichts gegen Kinderarbeit unter-
nehmen oder unwiirdige Arbeitsbedingungen dulden.
Spatestens wenn ihnen die Unternehmer wegen der
milliardenschweren Ausgleichszolle, die sie an die rei-
che EU uberweisen miissen, in den Ohren liegen, wer-
den sich die Regierungen tiberlegen mussen, wie sie
die Verhiltnisse im eigenen Land in Ordnung bringen.

Das sind die Mechanismen, die einen Unterschied ma-
chen konnten. Dafiir miissten Regierungen aber ihre
Arbeit erledigen, statt sie an die Unternehmen auszula-
gern und zu hoffen, dass mit Hunderten Seiten starken
Berichten die Welt zu einem besseren Ort wird. Des-
halb muss mutig der Ruf erschallen: Afuera!

Doch weil das realistischerweise nicht passieren wird
und wir in Osterreich auch keinen tibermaig groen
Einfluss auf das haben, was in Brussel passiert, sollten wir
zu Selbstschutzmaffnahmen greifen. Soweit wir EU-Vor-
gaben umzusetzen haben, liefern wir nur noch ...

... das absolute Minimum zum
spatestmoglichen Zeitpunkt:

Der englische Begrift ,,Gold Plating” meint das Blattver-
golden von Gegenstanden; im tibertragenen Sinne steht
er fir das nationale Ubererfiillen von EU-Richtlinien.

Wir erfinden ein neues Konzept: ,Padding® Nicht, was
Sie jetzt gleich wieder denken. Padding bedeutet nichts
Schliipfriges, sondern lasst sich mit Auspolstern oder
Wattieren tbersetzen. Die osterreichische Regierung,
die EU-Richtlinien in nationales Recht tbertragen
muss, sollte die Paragrafen so gut in Watte packen, dass
sie sich federleicht anfiihlen, wenn sie in der heimi-
schen Wirtschaft aufschlagen. Taxonomie und CSRD
gehoren ohnehin schon weitgehend zusammen; es
ist nur naheliegend, dass man zum Beispiel auch die
Lieferkettenrichtlinie dabei gleich miterledigen kann.
Bei der Entwaldungsverordnung muss klar sein, dass
der osterreichische Wald anders behandelt werden
kann als der brasilianische Regenwald. Wann immer
es Initiativen gibt, beschlossene EU-Richtlinien abzu-
mildern, abzuschwichen oder zu verzogern, sollte die
osterreichische Regierung zu den lautesten Aktivisten
gehoren. Wer die Regeln tbererfillen will, setzt die
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Wettbewerbsfahigkeit heimischer Unternehmen aufs
Spiel, ohne dass irgendjemandem irgendwo auf der
Welt geholfen ist. Und abgesehen davon missen wir
ganz generell ...

... den Leviathan zéhmen:

Es ist im Grunde aussichtslos, Regeln aufzustellen,
um die Regelungswut von Birokraten zu begrenzen.
Obwohl es schon viele solcher Regeln gibt, sieht der
deutsche Normenkontrollrat® vor allem auf EU-Ebene
noch deutlichen Verbesserungsbedarf. Interessanter-
weise nimmt er dabei die Kommission weitgehend in
Schutz. Sie habe immerhin Malnahmen zur Gesetzes-
folgenabschatzung eingefiihrt (auch wenn viele davon
eher nach mehr als nach weniger Biirokratie klingen)
und sogar eine ,,One-in-one-out“-Klausel erlassen. Der
Langtitel der Entwaldungsverordnung fithrt zum Bei-
spiel die Authebung der alten Holzhandelsverordnung
schon im Namen. Haarig werde es dann oft erst im Tri-
log mit Rat und Parlament. Ausgerechnet der Rat habe
bezeichnenderweise kaum Mechanismen zur Folgen-
abschitzung seiner Anderungswiinsche. Auch bei den
delegierten Rechtsakten sieht der Normenkontrollrat
die Mitgliedstaaten in der Pflicht. Niemand hindert
namlich Rat und Parlament daran, jederzeit Einspruch
zu erheben oder die Delegierung an die Kommission
zu widerrufen.

In den Hauptstadten sollte man also vielleicht weniger
norgeln, sondern die EU-Institutionen besser verstehen
und qualifizierteres Personal dorthin schicken. Bei al-
lem die Hand heben und dann aber Brissel jammern,
ist billiges EU-Bashing. Auch dazu: Afuera!

9 Osterreich hat nichts Vergleichbares.


https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Newsletter/DE/2024/2024-1/01_artikel-brüssel-reise.html

Verloren im Papierdschungel: Die erdruckende Last der Burokratie
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